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Der Hlo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 17» Mai 1965 unter Mitwir­
kung der Eundesrichter Dr., Kreft, Dr0 Beyer, Dr» HufSla, 
Gähtgens und Dr0 Reinhardt
für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
7 o Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Köln 
vom 9° April 1964 wird zurückgewieseno
Die Beklagte hat die Kosten des Revisionsrechts­
zuges zu tragen0

Der Kläger und der verstorbene Ehemann sowie Erb­
lasser der Beklagten* Josef haben in geschäftlichen
Beziehungen zueinander gestandeno Insbesondere hat der 
Kläger auf einem dem Erblasser der Beklagten gehörigen 
-von diesem später im Jahre 1959 anderweitig verkauften- 
Grundstück in Köln-Sülz, auf seine
Kosten Baulichkeiten errichtet„ Hierüber verhält sich 
ein Pachtvertrag vom 18„ Oktober 1949, der am 30» Juni 
1951 auf Grund einer vom Verwalter im damaligen Konkurs­
verfahren über das Vermögen des Klägers ausgesprochenen 
Kündigung beendet worden ist und folgenden Wortlaut hat:

Von Rechts wegen

Tatbestand

HVertrag**
Herr Josef Ki in Pattscheid vermietet seinen Grund­
besitz in Köln-Sülz, W istraße an Herrn
Alfred H Köln-Dindenthal, bis zum lo März
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1953 zum monatlichen Mietpreis von 400 DM«
Herr K B B  räumt Herrn das Hecht ein,
auf vorbenanntes Grundstück eine Umfassungsmauer 
sowie eine Halle und 4 Büroraume aufzubauen. 
Außerdem räumt Herr K B B  Herrn hB M I H H ^  das 
Vor- und Ankaufsrecht zum gemeinen Wert ein» Der 
Wert soll dann von einem beeideten Sachverständi­
gen ermittelt werden. Herr K B B  verpflichtet sich, 
wenn die Ausübung des Vor- bzwo Ankaufsrechts 
nicht zustandekommt, dem Herrn die
sten für die Planierung des Grundstücks, der Er­
richtung der Mauern und der Gebäulichkeiten zu 
vergüten« Palls der Grundbesitz an einen ^ritten 
übergehen sollte, verpflichtet Herr K ^ B  sich, die 
dem Herrn H ^ B B I ^ B  gegenüber eingegangene Ver­
pflichtung dem Käufer aufzuerlegen.
Entstehen bei der Festlegung der Vergütung Mei­
nungsverschiedenheiten, so soll auch in diesem 
Palle der Wert durch den vorerwähnten Sachver­
ständigen ermittelt werden« Herr K ^ B  erklärt von 
Herrn EM 18«000,—  (achtzehntausend)
in bar für den eventuellen Ankauf oben erwähnten 
Grundbesitzes erhalten zu haben«

Köln, den 18« Oktober 1949» 
Alfred H B B B B B k ,  Josef

Pattscheidp 
Bez o Düsseldorf,

Josef K M  "

Köln-Lindenthal,KBBBBs1]r
gez« A

Über den dort erwähnten Betrag von 18 000 DM ver­
hält sich auch eine Quittung vom 18« Oktober 1949 mit 
folgendem Wortlauts

11 Quittung! 
in Pattscheid erklärt hiermit von 

Köln-Lindenthal,
DM (achtzehntausend)

Herr Josef K 
Herrn Alfred 

18«000,
in bar erhalten zu haben
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Herr K ^ ^  verpflichtet sich, vorerwähnte Summe mit 
6 io Zinsen bis spätestens zum le März 1953 an Herrn 

zurückzuzahleno Für den Fall, daß Herr 
zum genannten Termin nicht in der Lage istP 

die Schuld zu begleichen«, erklärt der Schuldner Ko 
sich damit einverstanden, daß die oben genannte 
Summe als Anzahlung für den eventuellen Ankauf sei­
nes Grundbesitzes in Köln, I s t r o M  durch
Herrn Ht dienen soll 

Köln, den 18
Alfred Hf_ 
Köln-Lindenthal„ 

tr
geZo A oH(

Oktober 1949
Josef K^M 
Pattscheid,
Bezo Düsseldorfo Im D ^ H N lge2 0 Josef K 0 o "

Der Kläger begehrt mit seiner Klage auf Grund der 
von ihm vorgelegten genannten Urkunden von der Beklagten 
als der alleinigen Brbin ihres am 7« Oktober I960 verstor­
benen Ehemannes Josef die Rückzahlung des nach seiner
Behauptung als Darlehen gegebenen Betrages von 18 000 DM 
nebst 6 $ Zinsen seit dem 18. Oktober 1949»

Hilfsweise stützt er seine Klage auf einen Anspruch 
auf Auskehrung der ihm zustehenden Anteile an den Pacht­
einnahmen des Grundstücks Köln, aus der
Zeit vom Ende seines Pachtverhältnisses bis zum Verkauf 
des Grundstücks, in der das Grundstück anderweitig ver­
pachtet war o

In erster Instanz hat der Kläger einen Teilbetrag 
seiner Forderung eingeklagt, und zwar in Höhe von 3 000 111 
nebst 6 cß> Zinsen seit dem 18« Oktober 1949»

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten und wider- 
klagend beantragt, festzustellen, daß dem Kläger gegen sic
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ein Anspruch in Höhe von 15 OOO DM nicht zustehe„

Die Beklagte bestreitet, daß der Kläger jemals 
ihrem Ehemann ein Darlehen von 18 000 DM gewährt habe, 
und behauptet, die vom Kläger vorgelegten Urkunden seien 
gefälscht» Die Unterschriften ihres Ehemannes unter den 
Urkunden seien unecht» Jedenfalls sei aber der Inhalt 
der Urkunden erst nachträglich vom Kläger gegen den Wil­
len ihres Ehemannes über dessen Unterschriften, soweit 
diese echt sein sollten, gesetzt worden» Der Kläger sei 
zur Gewährung eines Darlehens an den Erblasser in der 
behaupteten Höhe finanziell nicht in der Lage gewesen 
und habe vor allem diese Darlehensforderung weder in 
seinem Yermögensverzeichnis anläßlich des Konkurses über 
sein Vermögen im Jahre 1950 noch auch bei seinen späte­
ren Offenbarungseiden in den Jahren 1954 und 1958 aufge­
führt oder erwähnt» Der vom Kläger hilfsweise geltend 
gemachte Anspruch auf Zahlung anteiliger Pachteinnahmen 
sei unbegründet, insbesondere weil die Aufbauten nicht 
mit verpachtet worden seien und der Kläger vertragswid­
rig diese Bauten bei Beendigung se.inoa Pachtverhältnis­
ses nicht beseitigt habe«, Im übrigen hat die Beklagte 
beiden Ansprüchen vorsorglich den Einwand der- Verwir­
kung entgegengehalten, da der Kläger seine angeblichen 
Ansprüche zu Lebzeiten des Erblassers niemals geltend 
gemacht habe»

Das Landgericht hat nach Beweisaufnahme die Klage 
abgewiesen und der Widerklage stattgegeben„

Hiergegen hat der Kläger Berufung eingelegt und un­
ter Erhöhung seines Klageanspruchs von 3 000 DM auf 
18 000 DM zuletzt beantragt, die Beklagte zu verurteilen, 
an ihn 18 000 DM nebst 6 fi Zinsen seit dem 18» Oktober 
1949 zu zahlen»
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•; Die Beklagte hat in der Berufungsinstanz zu ihrer 
durch die Klageerhöhung erledigten negativen Peotstel- 
lungswiderklage keinen Antrag mehr gestellt und um Zu­
rückweisung der Berufung des Klägers gebeten» Dabei hat 
sie hilfsv/eise gegenüber dem Klageanspruch (Haupt-9 
Hilfs- und Zinsanspruch) noch die Einrede der Verjäh­
rung erhoben und außerdem hilfsweise die Aufrechnung 
mit einer angeblichen Gegenforderung in Höhe von etwa 
6 000 DM aufgewendeten Kosten für die Abräumung des 
Grundstücks Köln-Sülz, W^^pf^^str»0-0, erklärt, und 
zwar auch gegenüber dem Hauptanspruch des Klägers»

Der Kläger hat dieser Aufrechnung widersprochen 
und im übrigen die Berechtigung der mit der Aufrechnung 
verfolgten Gegenforderung der Beklagten bestritten»

Das Oberlandesgericht hat nach Erhebung weiterer 
Beweise auf die Berufung des Klägers das landgericht­
liche Urteil abgeändert und die Beklagte verurteilt, 
an den Kläger 16 000 DM nebst 6 # Zinsen seit dem 
1» Januar 1957 zu zahlen, den weitergehenden Zinsan­
spruch des Klägers jedoch abgewiesen»

Mit ihrer Revision verfolgt die Beklagte ihren An­
trag auf Klageabweisung in vollem Umfang weiter» Der Kläger 
bittet um Zurückweisung der Revision»

Ent s chei dungs gründe;

1») Das Berufungsgericht führt aus, daß die Be­
weiskraft der vom Kläger vorgelegten Urkunden nach der 
gesetzlichen Regelung des § 440 ZPO zu beurteilen sei» 
Daß die Unterschrift des Erblassers der Beklagten unter



der Darlehensquittung vom 18„ Oktober 1949 und auch un­
ter dem Vertrag vom gleichen läge echt sei, werde von 
der Beklagten nicht mehr bestritten und sei durch das 
eingeholte Schriftgutachten des Sachverständigen 
Dr» jedenfalls auch bewiesen« Zwar sei so­
wohl die Quittung vom 18. Oktober 1949 als auch der 
Vertrag vom gleichen Tage nicht völlig frei von äußeren 
Mängeln; erstere besonders wegen des offensichtlichen 
Abschneidens des ursprünglich vorhanden gewesenen 
Briefkopfes (wahrscheinlich der Firmenbezeichnung des 
Erblassers der Beklagten), und letzterer vor allem wegen 
des nicht völlig kongruent eingeschobenen Empfangsbe- 
kenntnisses über die streitigen 18 000 DM, sowie beide 
aus den übrigen vom Schriftsachverständigen hervorgeho­
benen Gründeno Indessen seien diese "Mängel’* - wie übri­
gens auch von den Parteien nicht verkannt werde - nicht 
so erheblich, daß sie es erlauben würden, die Vorschrift 
des § 419 ZPO anzuwendeno

Das greift die Revision mit der Erwägung an, nach 
dem Schriftgutachten bestehe der "dringende und begrün­
dete Verdacht", daß die (über den Unterschriften stehen­
de) Maschinenschrift "nicht in einem Zuge geschrieben 
wurde", und daß der Text der Quittung über die bereits 
geschriebenen Unterschriften "später eingesetzt worden" 
sei« Damit habe sich das Oberlandesgericht unter Ver­
letzung des § 286 ZPO nicht ausetnandergesetzt, insbe­
sondere nicht, aus welchen Gründen mit Rücksicht auf die­
se Ausführungen des Schriftsachverständigen eine Anwen­
dung des § 419 ZPO nicht wenigstens bezüglich der Dar­
lehensquittung vom 18o Oktober 1949 geboten gewesen sei«

Demgegenüber ist zu bemerken: Es i3t zwar richtig, 
daß mit äußeren Mängeln einer Urkunde auch bei echter
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Unterschrift die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit 
des § 419 ZPO grundsätzlich gegeben sind« Inwiefern je­
doch solche ’’äußeren Mängel” die gesetzliche Beweiskraft 
einer Urkunde aufheben oder mindern? entscheidet das 
Tatsachengericht nach freiem Ermessen«, Hier hat der Tat­
richt er aber nicht übersehen, daß nach seinen eigenen 
Peststellungen und der Ansicht des Sehriftsachverstän- 
digen die Urkunden gewisse äußere Mängel aufweison«, Es 
hat sich jedoch mit diesen Mängeln, vor allem auch mit 
den vom Schriftsachverständigen hervorgehobenen, all­
gemein auseinandergesetzt, so daß insoweit § 286 ZPO 
nicht verletzt worden ist«,

Auch im übrigen ist in diesem Punkt ein Rechtsfeh­
ler des Berufungsgerichts nicht ersichtliche Denn selbst 
einer Urkunde mit - wie hier - gewissen festgestellten 
äußeren Mängeln kann bei feststehender echter Unter­
schrift die Beweiskraft des § 440 Abs«, 2 ZPO zuerkannt 
werden, sofern diese ’’Mängel” oder die sonstige äußere 
Beeinträchtigung der Urkunde nicht erheblich sind (vgl«, 
hierzu: Urteile dos Reichsgerichts vom 10» März 1908 und 
vom 5 o März 1910 in RU Nachschlagewerk § 440 Ziffer 4 
und 5 ; auch RG in Seuff«, Arch«, Band 63 Nr«, 169 sowie 
Wieczorek ZPO § 419 unter B) <? Baß das Oberlandesgericht 
bei seiner Würdigung den Begriff ’’wesentliche Mangel” 
oder ’’erhebliche Beeinträchtigung” verkannt oder in die- 
sem Zusammenhang sonstige Umstände übersehen hätte, kann 
nicht anerkannt werden»

2„) Beshalb ist das Berufungsgericht weiterhin zu­
treffend davon ausgegangen, daß nach der hier somit an­
zuwendenden Regel des § 440 Abs * 2 ZPO es grundsätzlich 
Sache der Beklagten war, die für den Kläger streitende 
Vermutung dahin, daß die über der Unterschrift des Erb­
lassers der Beklagten auf den Urkunden stehende Schrift
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echt sei, d0h0 mit dem Willen des Ausstellers dort stehe 
(vglo EGZ 64, 406, 407), zu widerlegen» Diesen Beweis 
sieht das Oberlandesgericht auf Grund der von ihm selbst 
durchgeführten umfangreichen Beweisaufnahme sowie unter 
Berücksichtigung aller sonstigen Umstände als von der 
Beklagten nicht geführt an»

Dabei geht es von den Erwägungen aus: Die gesetz­
liche Beweisregelung des § 440 Abs» 2 ZPO gelte auch 
für Blanko-Unterschriften und für den hier behaupteten 
sogenanntenBlankettmißbrauch; der Beklagten stünden zur 
Widerlegung der gesetzlichen BeweisVermutung alle Be­
weismittel, die nach § 286 Zpo zu würdigen seien, offen; 
es genüge für eine V/iderlegung jedoch nicht allein, daß 
der Text der Urkunde nach der Behauptung des Schuldners 
vom Gläubiger oder von diesem nachträglich geschi'ieben, 
geändert oder ergänzt worden sei, vielmehr müsse die Be­
klagte auch beweisen, daß eine etwaige nachträgliche 
Ausfüllung oder Änderung der Urkunde gegen den Willen 
des Unterschriftleistenden erfolgt wäre»

Das zeigt im Grundsatz keinen Rechtsfehler (vgl»
RGZ 97, 66, 68; 64, 406; 73, 276, 279). Jedoch ist ge­
genüber diesen Ausführungen des Berufungsgerichts und 
im Hinblick auf eine Rüge der Revision der Hinweis an­
gezeigt, daß jedenfalls dann, wenn nach Fertigstellung 
und Unterzeichnung etwas in die Urkunde eingefügt worden 
ist, der die Ungültigkeit dieser Einfügung geltend ma­
chende Unterzeichner nur zu beweisen braucht, daß diese 
Einfügung nach Fertigstellung und Unterzeichnung der 
Urkunde erfolgt ist» Gesteht der Gegner* die insoweit 
nachträgliche Einfügung oder Ergänzung zu, so ist der 
Unterzeichner dieses Beweises enthoben, und der Gegner 
muß alsdann beweisen, daß das nachträglich Eingefügte 
mit Wissen und Willen des Unterzeichners erfolgt ist
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(vglo HG ln Gruch Beitr» Bd» 61 So 489? 491; Wieezorek 
aaO § 440 unter A II b 2)0 Nach dem Vortrag der Par­
teien sowie nach dem festgestellten Sachverhalt fehlt 
es hier aber gerade an einem solchen Zugeständnis des 
Klägers, die den Empfang der 18 000 IM bestätigende 
schriftliche Erklärung in den beiden Urkunden sei von 
ihm - dem Kläger - nachträglich, dah. nach Fertigstel­
lung und Unterschriftsleistung, in die Urkunden einge­
fügt worden» Vielmehr hat der Kläger stets behauptet, 
der gesamte Inhalt der Urkunden sei vor der Unter­
schriftsleistung beider Beteiligten von ihm mit der 
Schreibmaschine geschrieben gewesen» Damit 3ind die 
aufgezeigten Voraussetzungen für eine "Umkehr der Ee- 
weislast" hier nicht gegeben» Vielmehr bleibt es in 
Übereinstimmung mit dem Berufungsgericht bei der allge­
meinen Regel des § 440 Abs» 2 ZPO, daß die Beklagte den 
vollen Beweis dafür zu erbringen hatte, das über der als 
echt feststehenden Unterschrift ihres Erblassers in den 
vorgelegten Urkunden Stehende sei gegen dessen Villen 
vom Kläger nachträglich geschrieben oder eingefügt wor­
den» Einer abschließenden tatrichterlichen Feststellung, 
ob die eine oder andere der insoweit entgegenstehenden 
Behauptungen der Parteien richtig sei, bedurfte es ent­
gegen der Meinung der Revision nicht» Denn aus dem Zu­
sammenhalt der Urteilsgründe (DU S» 10 unten) ergibt sich 
hinreichend deutlich, daß das Oberlandesgericht sich auf 
Grund der Schriftgutachten des Sachverständigen außer­
stande gesehen hat, die Behauptung der Beklagten als 
richtig festzustellen, das Empfangs bekenntnis über die 
18f,000 DM Darlehen sei vom Kläger nachträglich in die 
Urkunde, also nach deren Fertigstellung und Unterschrift, 
eingefügt worden» Der Tatrichter hat somit die Beklagte 
insov/eit als beweisfällig angesehen» Die lediglich als 
Hilfserwägung anzusehende und jedenfalls mißverständliche 
oder einen Rechtsirrtum des Vorderrichters nicht zwei-
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felsfrei ausochließendo zusätzliche Bemerkung des Berufungs.. 
gerichts, die Beklagte müsse auch beweisen, daß ueine e-fcwoig0 
nachträgliche Änderung den^V/illon ihres Erblassers er­
folgt wäre", ist bei dieser Sach- und Rechtslage also un­
schädlich.

3.) Die Rügen der Revision gegen die - auf der Grund­
lage des § 286 ZPO beruhende - Bev/eisv/ürdigung des Ober­
landesgerichts hinsichtlich de3 Inhalts oder Erklärungs- 
Wertes der Urkunden, daß hiernach nämlich der Erblasser 
der Beklagten vom Kläger ein Darlehen von insgesamt 
18.000,—  DM empfangen habe, und daß die Beklagte ;den ihr 
obliegenden Gegenbeweis nicht geführt habe, greifen eben­
falls nicht durch.

Insbesondere kann nicht anerkannt werden, wie die 
Revision meint, das Berufungsgericht habe unter Verletzung 
des § 286 ZPO wesentlichen Prozeßstoff übergangen. Es spricht 
nichts dafür, der 'latrichter habe übersehen, daß das Konto I 
des Klägers bei seiner Geschäftsbank zur Zeit der AusstellungI 
der Urkunden einen Schuldsaldo von 19*251,59 DM ausgewiosen I 
hat. Denn das Öberlandosgericht sagt ausdrücklich (BU S. 11):I 
Die Meinung des Landgerichts lasse sich nicht aufrecht erhol-1 
ten, der Kläger 3ei 1948/49 nicht in der Lage gewesen, an I 
den Erblasser der Beklagten ein Darlehen in Höhe von insgc- I 
samt 18.000,—  DM "in Raten und in bar" zu gewähren; die I
Aussagen von vier in der Berufungsinstanz vernommenen Zeuge:1. I 
ließen es als möglich erscheinen? daß der Kläger solche 
Mittel habe flüssig machen können (vor allem durch Verkäufe 
des Klägers von Kraftfahrzeugen und Maschinen in jener Zeit); 
zumal er das Darlehen nicht auf einmal gezahlt haben wolle. I 
Demgegenüber kann aus der, übrigens durch eine Grundschuld I 
auf seinem Grundstück ausreichend abgesicherten Schuld I
des Klägers gegenüber seiner Geschäftsbank zu jener Zeit I
jedenfalls nicht zwingend auf das Gegenteil geschlossen I 
werden. I
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Auch auf die Aussagen der im ersten Rechtsaug vornomme-

gericht entgegen der Rüge der Revision nicht nusdrücJtlich 
einzugehen, zumal deren Aussagen nur die allgemeine Glaub­
würdigkeit des Klägers berühren könnten, aber jedenfalls 
nicht die Hingabe der Rarlehensbeträge selbst betrafen, 
und die Beklagte in der Berufungsinstanz auf diese Zeugen­
aussagen nicht zurückgekommen war und insbesondere deren 
Kichtverwertung durch das Landgericht nicht gerügt hatte.
Renn das Landgericht hatte von einer Verwertung dieser Aus­
sagen abgesehen, weil nicht auszuschließen sei, daß diese 
Zeugen den Kläger wegen persönlicher Riffercnzen zu belasten 
versuchten,

Rie Revision rügt weiter, das Öberlandesgericht - das 
von einer mit Antrag der Beklagten im Schriftsatz vom 
20, März 1964 auf Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung 
begehrten weiteren Beweisaufnahme Abstand genommen hat, weil 
es insoweit die unter Beweis gestellten neuen Behauptungen 
der Beklagten als richtig unterstellt hat - Habe dieses 
unterstellte Beweisergebnis recJü'sfehlerhaft gewertet, Riese 
Rügen vermögen der Revision ebenfalls nicht zum Ez’folg zu 
verhelfen.

Auszugehen ist dabei davon, daß nach der auf Grund der 
Beweisaufnahme in der Berufungsinstanz getroffenen und inso­
weit nicht angegriffenen Feststellung dos Oberlandesgerichts 
die die Schuld des Erblassers der Beklagten ausweisondon Er­
kunden vom 18, Oktober 1949 jedenfalls im Jahre 1958 existiert 
haben, also nicht etwa - wie die Beklagte behauptet hat - 
erst nach dem Abloben ihres Erblassers auf Grund von irgend­
welchen im Besitz des Klägers gelangten Blankounterschriften 
von diesem angefertigt worden sind, Rie neuen und vom Obcr- 
land^gerieht als richtig unterstellten Behauptungen der Be­
klagten betreffen nun aber lediglich die Frage, ob - wie 
der Kläger behauptet hat- diese Urkunden sich von etwa 1950, 
als er in Konkurs fiel, bis etwa 1957 im Besitz seines Bruders 
Hermann H zur Sicherung eines angeblich von diesem

nen Zeugen G und Sch brauchte das Berufungs-



dem Kläger gewährten Darlehens befunden haben, und der Kläger 
deshalb sowohl in seinem Vermögensverzeichnis im Konkursver­
fahren 19509 als ‘auch bei seinem ersten Offenbarungseid ira 
Jahre 1954 diese Forderung nicht angegeben hat, sowie ob der

haupt in der Lage gewesen sei - was von der Beklagten be­
stritten war die behaupteten Darlehen dem Kläger zu ge­
währen, Entscheidend für die rechtliche Nachprüfung der 
Würdigung des Oberlandesgerichts durch das Hevisionsgoricht 
ist hiernach, daß es sich bei den aufgeworfenen Fragen und dej 
von der Beklagten aufgestellten Behauptungen jedenfalls lodi. 
lieh um Indizien handelt, nämlich für die allein erhebliche 
Tatfragep ob der Kläger entgegen dem Wortlaut der vorgelegten 
Urkunden dem Erblasser der Beklagten Darlehensbeträge in der 
Gesamthöhe von 18.000.—  DM nicht gegeben hat. In der Verwer­
tung und Beurteilung solcher bloßen Beweisanzeichen ist aber 
das Tatsachengericht wesentlich freier gestellt (vgl« LH 
§ 539 ZPO Nr, 1). Es ist deshalb jedenfalls kein Rechtsfehlcr, 
wenn das Berufungsgericht sich auf Grund dieser aus dem als 
wahr unterstellten Sachverhalt sich ergebenden Indizien 
von der Richtigkeit der Behauptung der Beklagten, es sei 
ihrem Erblasser von Kläger in Wirklichkeit ein Darlehen nicht 
gegeben worden, nicht zu überzeugen vermocht hat. Der Vorder-- 
richter hat hierzu insbesondere ausgeführt* es bestehe trotz 
allem immer noch oder stets die nicht abzuweisende Möglichkeit 
der Kläger habe versehentlich oder absichtlich die den Gegen­
stand der Klage bildende Darlehensforderung 1950 und 1954 bei 
seinen Erklärungen über den Bestand seines Vermögens nicht 
gegeben. Diese Möglichkeiten anzunehmen* war das Berufungs­
gericht mit Rücksicht auf die ihm zustehende freie Bewci 
gung entgegen der Ansicht der Revision auch nicht dadurch ge­
hindert, daß der Kläger bestritten hatte, er habe die Darle­
hensforderungen bei diesen Vermögenserklärungen "absichtli <K 
verschwiegen. Auch die von der Revision beanstandete Auffast 
des Oberlandesgerichts, eine ''verpfändete1' Forderung gehöre 
rechtlich nicht zum Vermögen eines Schuldners und hieraus oct 
das Verschweigen der Darlehensforderung durch den Kläger zu 
erklären, ist insoweit für die revisionsrechtliche Prüfung

Bruder Hermann H zu dieser Zeit finanziell über-



nicht entscheidungserheblichs Einmal, weil cs sich dabei 
ebenfalls nur um die Beurteilung eines Indizes handelt, und 
zum anderen, weil entgegen der Ansicht der Revision es keinen 
Satz der Lebenserfahrung gibt, ein Kaufmann wisse stets, daß 
eine nur "verpfändete" Forderung rechtlich noch zu seinem Ver­
mögen gehöre, die er bei seinen Erklärungen über den Bestand 
seines Vermögens anzugeben habe«

Die gleichen Erwägungen gelten, sov/oit das Berufungs­
gericht auch der Tatsache, daß der Kläger in dem im Jahre 
1958 erneut abgeleisteten Offenbarungseid die Darlehens!'or~ 
derung nicht angegeben hat, ebenfalls eine entscheidungsor- 
hebliche Bedeutung nicht zugemessen hat» Insoweit hat das Ober- 
landesgericht unangefochten fostgestellt, daß zu dieser Zeit 
der von ihm vernommene Zeuge 8 0 ^  als Abtrctungsempfängcr der 
streitigen Darlehensforderung auch im Besitz beider Urkunden 
vom 18« Oktober 1949 gewesen ist, die ihm "verkauft oder ver­
pfändet" gewesen seien»

4») Soweit das Oberlandesgericht eine Verwirkung des 
Klageanspruchs verneint hat, wird dieses Ergebnis schon ge­
tragen durch die nicht angefochtene tatrichtorliche Fest­
stellung iBU S« 12 oben und 3« 15 unten), daß der Kläger be­
reits im Jahre 1958 vom Erblasser der Beklagten die Rückzah­
lung dos Darlehensbetrages gefordert hat« Dor Rechtsvorgänger 
der Beklagten und diese selbst hatten somit keinen Anlaß für 
die Annahme, dor Kläger würde seine Darlehensforderung nicht 
geltend machen.

5.) Schließlich ist auch die Nichtzulassung der von der 
Beklagten erklärten Aufrechnung mit einer Gegenforderung von 
6.000.—  DM gegen den Klageanspruch durch das Oberiondesge­
richt gemäß § 529 Abs. 5 ZPO rechtlich nicht zu beanstanden. 
Nach dem vorgetragenen Akteninhalt und dem Tatbestand der 
Urteile hat die Beklagte die Aufrechnung mit dieser Gegenfor­
derung nicht in der ersten Instanz, sondern erst im Berufungs­
verfahren erklärt? jedenfalls ist die bloße hilfsweise Er­
wähnung dieser Forderung im Schriftsatz der Beklagten vom
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17. Mai 1962 Seite 3 entgegen der Ansicht der Revision 
nicht als Aufrechnungserklärung, die eindeutig und bestimmt 
sein muß, zu werten. Wird aber eine Gegenforderung in der 
ersten Instanz nur "erwähnt", ohne gegenüber der Klagefoi1- 
derung zur Aufrechnung gestellt zu werden, so steht dieser 
Umstand der Zurückweisung der Aufrechnung nach § 529 Abs» 5 
ZPO nicht entgegen (Stein-JonaG-Schönke ZPO 18* Aufl. vor 
§ 529 unter V, 1)» Hier kommt hinzu, daß die Beklagte trotz 
des Bestreitens des Klägers diese ihre Gegenforderung weder 
substantiiert, noch im einzelnen unter Beweis gestellt hat, 
so daß die Zurückweisung der erst in der Berufungsinstanz 
von der Beklagten erklärten Aufrechnung in jedem Palle recht­
lich bedenkenfrei ist (vgl. hierzu auch : BGHZ 17? 124).

Hach alledem war die Revision der Beklagten mit der 
Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Br. Kreft Dr. Beyer Br. Hußla

Gähtgens Br. Reinhardt
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